
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Neues BMF-Schreiben zum Ansatz und zur Bewertung von Pensions-
rückstellungen nach § 6a EStG für Versorgungszusagen, die von künftigen 
Ereignissen wie der Wertentwicklung zugrunde liegender Wertpapiere 
abhängen 
 
Nachdem der BFH mit seinem Urteil vom 04.09.2024 der bisherigen Auffassung des BMF 
eine Absage erteilt hatte und darin die Auffassung vertrat, dass bei wertpapiergebundenen 
Zusagen die zukünftigen Pensionsleistungen gemäß dem Stichtagsprinzip auf Grundlage 
der am Stichtag bestehenden Wertverhältnisse (z. B. Depotwert von Wertpapieren) zu 
bewerten seien, hat das BMF durch das Schreiben vom 17.09.2026 (IV C 6 - S 
2176/00030/001/054) diese Rechtsauffassung übernommen. 
 
Nach vorheriger Auffassung der Finanzverwaltung durften bei Pensionszusagen, deren 
Leistungen von der künftigen Wertentwicklung zugrundeliegender Wertpapiere abhingen, 
die künftigen Pensionsleistungen nur in Höhe einer zugesagten Mindestleistung angesetzt 
werden (siehe BMF-Schreiben vom 17.12.2002, nunmehr aufgehoben). 
 
Nach dem neuen BMF-Schreiben sollen Pensionsrückstellungen künftig anhand der 
Grundlage der am Stichtag maßgeblichen Depotwerte ermittelt werden, wobei bei einer 
Unterdeckung eine zugesagte Mindestleistung die Untergrenze bildet. 
 
Die neuen Regelungen gelten für alle Zusagen (nicht nur für Neuzusagen) und sollen nun 
bis zum 01.01.2028, ohne Beachtung des sogenannten steuerlichen Nachholverbots, 
angewendet werden dürfen. 
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Rolle rückwärts bei Krankengeld und Teilrente  
 
Das GKV- Beitragssatzstabilisierungsgesetz (GKV-BStabG) ist am 30.Juli 2026 im 
Wesentlichen in Kraft getreten. 
 
Zum Ausschluss und zur Kürzung von Krankengeld gilt derzeit die Regelung nach § 50 Satz 
1 Nr. 1 SGBV, dass Versicherte, die eine Rente wegen voller Erwerbsminderung oder eine 
Vollrente wegen Alters aus der gesetzlichen Rente beziehen, von Beginn des 
Leistungsbezugs an, keinen Anspruch mehr auf Krankengeld haben. 
 
Mit dem GKV-BStabG wird mit Inkrafttreten zum 01.01.2027 diese Regelung angepasst, so 
dass nun auch der Bezug einer Teilrente wegen Alters von mehr als zwei Dritteln einer 
Vollrente zu einem Wegfall des Krankengeldanspruchs führt. 
 
Die Ergänzung wird damit begründet, dass beispielsweise bei einer Teilrente von 99,99% 
ein systemwidriger Mitnahmeeffekt gesehen wird, der bei nur geringem Abstand in der Höhe 
zu einer Vollrente den Krankengeldanspruch nun vermeiden soll. 
Aufgrund Aufhebung der Hinzuverdienstgrenzen für vorgezogene Altersrenten ab dem 
01.01.2023, hatte sich für Altersrentenbezieher der Anreiz erhöht, durch Verzicht auf einen 
minimalen Teil der Rente, einen Anspruch auf die zusätzliche Entgeltersatzleistung 
Krankengeld und damit eine doppelte Zahlung von Entgeltersatzleistungen zu erzielen. 
 
Durch die Einführung eines Mindestabstands zwischen Voll- und Teilrente für den 
Krankengeldanspruch sollen künftige Ausgabensteigerungen für die gesetzliche 
Krankenversicherung vermieden werden und auch aktuell bereits zu Einsparungen in 
erheblichem Umfang führen. 
 
Bezogen auf die Realisierung eines Krankengeldanspruchs neben dem Bezug einer 
Altersrente wird damit der Rechtszustand wiederhergestellt, der bis zum 30. Juni 2017 
bestand (Inkrafttreten Flexirentengesetz). 
 
 
 

Die geplante Reform des Versorgungsausgleichgesetzes (VersAusglG) bringt 
Änderungen bei der Teilung von Anrechten bei beherrschenden 
Gesellschafter-Geschäftsführern  
 
Die Reform des Versorgungsausgleichsrechts bringt Änderungen mit sich, die die 
betriebliche Altersversorgung von Gesellschafter-Geschäftsführern (GGF) betreffen. Laut 
Gesetzesbegründung soll eine bestehende Lücke, die Unternehmern hier 
Missbrauchsmöglichkeiten bot, nun geschlossen werden. 
 
Nach § 2 Absatz 2 Nummer 3 VersAusglG fielen bisher grundsätzlich nur Anrechte in den 
Versorgungsausgleich, die auf eine Rente gerichtet waren. Eine Ausnahme war vorgesehen 
für Anrechte nach dem Betriebsrentengesetz (BetrAVG), die grundsätzlich einzubeziehen 
sind. Das BetrAVG ist aber nicht auf beherrschende GGF anzuwenden. Ist das Anrecht 
eines beherrschenden GGF auf eine Kapitalleistung gerichtet bzw. übt der beherrschende 
GGF ein Kapitalwahlrecht aus, unterfiel es damit in der Vergangenheit nicht dem 
Versorgungsausgleich, sondern grundsätzlich dem Zugewinnausgleich. Unternehmer 
schließen oftmals mit ihren Ehegatten Eheverträge ab, die den Zugewinnanspruch bei 
Scheidung ausschließen. Somit bestand hier für Ausgleichberechtigte ein Schutzbedürfnis, 
dass durch die Reform nun umgesetzt werden soll. 



 

Künftig sollen auch betriebliche Anrechte eines beherrschenden GGF, die auf eine 
Kapitalleistung gerichtet sind, stets in den Versorgungsausgleich einzubeziehen sein. Damit 
kann die aufwändige und fehleranfällige Prüfung der betrieblichen Versorgungszusage des 
Ausgleichspflichtigen, differenziert nach seiner Tätigkeit als Unternehmer oder 
Arbeitnehmer, in vielen Fällen unterbleiben. Die Versorgungszusage unterfällt zukünftig 
insgesamt dem Versorgungsausgleich und nicht teilweise auch dem Zugewinn-
ausgleichsanspruch. 
 
 
 

Follow up Online Seminar zu unserem Artikel aus der letzten Ausgabe: 
Zeitwertkonten, ein Königsweg nach der Rentenreform? 
 
Langsam konkretisieren sich die Hinweise auf die Umsetzung der am 23.06.2026 
veröffentlichten Empfehlungen der Rentenkommission im Hinblick auf den Wegfall des 
Blockmodells der Altersteilzeit (ATZ). 
 
Wir möchten die Gelegenheit nutzen, um Ihnen in unserem Online Seminar am 10.11.2026 
von 09:30 bis 10:30 Uhr den aktuellen Stand zur geplanten Umsetzung und in diesem Zuge 
noch einmal die Grundzüge der Lebensarbeitszeitkonten (LAZ), der ATZ sowie der 
Kombination beider Modelle vorstellen. 
 
Wir freuen uns, wenn Sie sich über den folgenden Link für unser kostenloses Online 
Seminar registrieren: 
 
Online Seminar zu LAZ und ATZ | Teilnehmen an Besprechung in Teams | Microsoft Teams 
 

 
 
 
 
 
Wenn es in Ihrem persönlichen Umfeld weitere  
Interessierte gibt, können Sie den QR-Code oder 
den Link: 
https://www.ruv-event.de/compertis_Newsletter  
zur Einwilligung gerne weiterleiten.  

 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 

 
Wenn Sie unser „compertis spezial“ nicht mehr empfangen möchten, senden Sie uns bitte eine Nachricht mit 
Ihrem Namen und Ihrer E-Mail-Adresse an: 
info@compertis.de .  
Wir werden Ihre E-Mailadresse dann umgehend aus dem Verteiler löschen. 
 
 

https://events.teams.microsoft.com/event/56ed404a-8d62-466c-859e-2aa81508d3e5@d151fc68-72bf-474f-8a3c-a3c097baf010
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